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Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat mit Schreiben vom 9. Juli 1974 die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister für Wirtschaft wie 
folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Energiepolitik der Bundesregierung ist im Ener- 
gieprogramm niedergelegt, das am 2, Oktober 1973 
dem Bundestag zugeleitet wurde. Die energiepoli- 
tischen Grundaussagen dieses Programms sind auch 
heute noch weitgehend richtig. Die Bundesregierung 
bereitet zur Zeit eine Fortschreibung des Energie- 
programms vor, die den Veränderungen auf dem 
Weltenergiemarkt seit Oktober 1973 Rechnung trägt. 
Die vorliegende Kleine Anfrage beschäftigt sich zum 
Teil mit Fragen, die im Rahmen der Fortschreibung 
des Energieprogramms zur Zeit noch überprüft wer- 
den. Die Antworten auf diese Fragen werden in der 
Fortschreibung des Energieprogramms noch präzi- 
siert werden können. 

Die zur Verwirklichung der Ziele des Energiepro- 
gramms der Bundesregierung erforderlichen For- 
schungs- und Entwicklungs-Maßnahmen sind im 

— 4. Atomprogramm der Bundesrepublik Deutsch- 
land für die Jahre 1973 bis 1976 

und im 

— Rahmenprogramm Energieforschung (1974 bis 
1977) 

ausführlich dargestellt. In einigen Antworten wird 
auf detaillierte Angaben in diesen Programmen 
Bezug genommen. 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.; (02221) 23 1 9 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 


I. 1. Wie hoch schätzen Sie den Endenergiebedarf 
der Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Jahre 2000? 

I. 2. Wie hoch schätzen Sie den Primärenergie- 
bedarf der Bundesrepublik Deutschland bis 
zum Jahre 2000, und wie soll dieser Bedarf 
gedeckt werden? 

i 

I Die Bundesregierung mißt der Frage nach der vor- 
aussichtlichen Entwicklung des End- und Primär- 
energiebedarfs der Bundesrepublik Deutschland bis 
zum Jahre 2000 und seiner Deckung angesichts der 
weltweit steigenden Nachfrage nach Energie und den 
nicht auszuschließenden Möglichkeiten von tempo- 
rären oder auch strukturellen Engpässen beim Ener- 
gieangebot eine große Bedeutung zu. Sie ist bemüht, 
alle sich bietenden Erkenntnismöglichkeiten zu nut- 
zen. Sie ist sich jedoch zugleich der außergewöhnlich 
großen Unsicherheiten bewußt, mit denen derart 
weitreichende Perspektiven und Prognosen in der 
Energieversorgung verbunden sind. Sowohl für die 
Energienachfrage als auch für das Energieangebot 
sind vor allem auch im Hinblick auf den technolo- 
gischen Fortschritt langfristige Voraussagen außer- 
ordentlich schwierig. Diese Einschätzung teilt die 
Bundesregierung mit anderen, ihr befreundeten Re- 
gierungen sowie den Europäischen Gemeinschaften 
und der OECD. Die Bundesregierung vergibt derzeit 
ein Gutachten an wirtschaftswissenschaftliche Insti- 
tute über die Perspektiven von Angebot und Nach- 
frage auf dem deutschen Energiemarkt bis zum Jahre 
2000. Sie ist gegenwärtig im Rahmen der Fortschrei- 
bung des Energieprogramms damit befaßt, die Pro- 
gnose bis 1985 den durch die Energiekrise veränder- 
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ten Bedingungen anzupassen und nimmt mit Inter- 
esse davon Kenntnis, daß Expertenschätzungen für 
das Jahr 2000 ein Spektrum von 400 bis 700 Mio t 
SKE/a für den Energieverbrauch und von 600 bis 
1000 Mio t SKE/a für den Primärenergieverbrauch 
der Bundesrepublik Deutschland aufzeigen. 

Zur Deckung des langfristigen Energiebedarfs wird 
im Rahmen des Fragenkreises II Stellung genommen. 


I. 3. Welche Einsparungsmöglichkeiten ergeben 
sich bei der Umwandlung der Primärenergie 
zu Nutzenergie, und in welchem Umfange 
kann gesamtwirtschaftlich gesehen beim 
steigenden Energiebedarf Primärenergie ge- 
spart werden? 

Bei allen Umwandlungsprozessen von Primärenergie 
in Sekundärenergie wird schon aus Kostengründen 
darauf geachtet, mit einem möglichst geringen Auf- 
wand an Primärenergie die gewünschte Sekundär- 
energie zu erzeugen. Einer Steigerung des Wir- 
kungsgrades bei einer vorgegebenen Konzeption für 
die Umwandlung sind jedoch physikalische, tech- 
nische und wirtschaftliche Grenzen gesetzt. So arbei- 
ten z. B. moderne Kraftwerke zur Stromerzeugung in 
der Nähe des höchstmöglichen Wertes für den Wir- 
kungsgrad. Gerade bei der Erzeugung des elektri- 
schen Stromes müssen trotzdem aber erhebliche 
Energieverluste in Form von Abwärme in Kauf ge- 
nommen werden. Die gesamten Energieverluste bei 
der Erzeugung von elektrischem Strom würden in 
der Bundesrepublik Deutschland theoretisch in etwa 
ausreichen, um den Wärmebedarf für Raumheizung 
zu decken. Erhebliche Möglichkeiten zur Einsparung 
von Energie ergeben sich aber erst, wenn neue Kom- 
ponenten und Systeme in die Energieversorgung ein- 
geführt worden sind. 

In dem eben betrachteten Beispiel der Stromerzeu- 
gung ist dies möglich durch die verstärkte Anwen- 
dung der Wärme-Kraft-Kopplung. Die Anwendung 
dieses Prinzips wirft nur in geringem Umfang tech- 
nische Probleme auf. Zu wirtschaftlichen Bedingun- 
gen kann dieses Prinzip aber nur in dicht besiedelten 
Gebieten und nach entsprechender Änderung der 
Infrastruktur angewandt werden. Gegenwärtig wird 
durch die Aufstellung eines Wärme-Atlanten für die 
Bundesrepublik Deutschland und die Durchführung 
von vier konkreten Planungsstudien im Auftrag des 
BMFT ermittelt, in welchem Umfang durch den Ein- 
satz der Wärme-Kraft-Kopplung Energieeinsparun- 
gen möglich sind. 

Einsparungsmöglichkeiten bei der Stromerzeugung 
ergeben sich darüber hinaus auch durch die Einfüh- 
rung neuer Kraftwerkskonzepte, wie z. B. des Gas- 
Dampf-Turbinen-Prozesses. 

Nicht unerhebliche Einsparungen sind sicherlich auch 
durch eine Verbesserung der Isolation im Hochbau 
zu erzielen. 

Auch eine erhöhte Wiederverwendung und Weiter- 
verwertung von Abfällen bietet die Möglichkeit, 
Primärenergie einzusparen. Untersuchungen haben 


gezeigt, daß die Energiebilanz bei der Herstellung 
von Produkten aus Altmaterialien im allgemeinen 
günstiger als bei einem Einsatz von unbehandelten 
Rohstoffen ist. Im Rahmen eines Abfallwirtschafts- 
programms, das sich zur Zeit in Vorbereitung befin- 
det, wird die Bundesregierung diesem Gesichtspunkt 
besondere Aufmerksamkeit widmen. 

Es würde zu weit führen, hier einen umfangreichen 
Katalog zur Einsparung von Energie aufzählen zu 
wollen. Die genannten Fälle dürfen daher nur als 
Beispiele verstanden werden. 

Die Bundesregierung hat schon frühzeitig die Not- 
wendigkeit der Entwicklung von Technologien zur 
Einsparung der Energie erkannt. Der BMFT hat auf- 
grund mehrjähriger Vorbereitungen und Gespräche 
mit einschlägigen Industrieunternehmen und For- 
schungsinstituten eine größere Untersuchung zum 
Thema „Technologien zur Einsparung von Energie" 
in Auftrag gegeben. Die Arbeiten wurden Ende 1973 
aufgenommen. In dieser Studie werden die Sektoren 
Haushalt und Kleingewerbe, Industrie sowie Ver- 
kehr nach Möglichkeiten zur Einsparung von Energie 
untersucht. Möglichkeiten zur Einsparung von Ener- 
gie können nur durch eine sehr genaue Analyse des 
Energieverbrauchs, der Entwicklungsmöglichkeiten 
der angewandten Technologien und der Möglich- 
keiten für die Einführung neuer Komponenten und 
Versorgungsstrukturen aufgezeigt werden. Diese 
Analysen müssen bis weit in technische Einzelheiten 
vorgetrieben werden, um quantitative Angaben über 
Möglichkeiten zur Einsparung von Energie zu er- 
halten. Um die obengenannte Studie daher auf eine 
solide Basis zu stellen, werden sieben verschiedene 
Unternehmen in einem koordinierten Programm mit 
einem Gesamtaufwand von rd. 35 Mann-Jahren alle 
Bereiche der Energiewirtschaft durchleuchten. Ange- 
sichts des großen Aufwandes für Einzeluntersuchun- 
gen kann das Ergebnis der Studie erst Ende 1975 
vorliegen. Mit ersten Resultaten wird Anfang 1975 
gerechnet. 

Im Bereich der Europäischen Gemeinschaften wird 
nach Schätzungen der Kommission bis 1985 eine 
10^/oige Verminderung des Energiebedarfs durch 
rationelle Energieverwendung für möglich gehalten. 
Für die Bundesrepublik Deutschland können ge- 
nauere quantitative Aussagen erst nach Abschluß 
der Studie „Technologien zur Einsparung von 
Energie" gemacht werden. 


I. 4. Was müßte insbesondere unternommen wer- 
den, um die Umwandlungsverluste von 
Primärenergie in Nutzenergie zu verringern 
im 

a) wissenschaftlich-technischen Bereich, 

b) Bereich von Recht und Verwaltung (Vor- 
schriften, Steuerrecht u. ä.), 

c) durch Beeinflussung der Verbraudier- 
gewohnheiten? 

a) Bereits im Rahmenprogramm Energieforschung 
hat die Bundesregierung in den Schwerpunkten 
Energieumwandlung, Energietransport, Energie- 
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Speicherung sowie rationelle Energieverwendung 
allgemeine Ziele formuliert und Beispiele aufge- 
zeigt, um Umwandlungsverluste von Primärener- 
gie in Nutzenergie zu verringern. Unter dem 
spezielleren Gesichtspunkt der Fragestellung ist 
auf folgende Maßnahmen und Möglichkeiten hin- 
zuweisen: 

— Optimierung von Verfahren zur Energieum- 
wandlung mit dem Ziel, den Wirkungsgrad zu 
verbessern, 

— Entwicklung von Prozessen, die Wärme auf 
hohem Temperaturniveau in Nutzenergie ver- 
wandeln können, z. B. Gasturbinen, Kohlever- 
gasung mit Fremdwärme, Wasserspaltung mit 
Prozeßwärme, 

— Nutzung der Verlustwärme in integrierten 
Verbundsystemen, z. B. Wärme-Kraft-Kopp- 
lung, Wärmerückgewinnung mit Hilfe von 
Wärmepumpen, 

— Untersuchungen des Potentials und Entwick- 
lung von Technologien für den Einsatz von 
Sekundärenergieträgern, die mit geringeren 
Verlusten bei der Umwandlung erzeugt und 
unter Herabsetzung von Energieverlusten 
zum Verbraucher transportiert werden kön- 
nen, z. B. Fernwärme, synthetisches Erdgas, 
Synthesegas, Wasserstoff, 

— Entwicklung von Technologien zur Nutzung 
der auf niedrigem Temperaturniveau anfallen- 
den Abwärme, 

— Studium von neuartigen Energieversorgungs- 
systemen unter dem Gesichtspunkt der Opti- 
mierung des Gesamtnutzungsgrades. 

b) Im Bereich von Recht und Verwaltung ergeben 
sich folgende Prioritäten: 

1. Da die Raumheizung den größten Anteil am 
Endenergieverbrauch hat (rd, 40 Vo) und die 
Energieverluste vor allem wegen fehlender 
oder unzureichender Wärmedämmung hier 
besonders groß sind (das Verhältnis von not- 
wendiger zu eingesetzter Energie liegt bei 
durchschnittlich 50 ^/o), muß vordringliches 
Ziel die Verbesserung der Wärmeisolierung 
von Gebäuden sein. Von Bedeutung ist in 
diesem Zusammenhang, daß für die Wärme- 
dämmung keine aufwendigen technischen 
Apparate erforderlich sind. 

Die im Bereich des Hochbaus vom Bund ein- 
geleiteten Untersuchungen und Maßnahmen 
hat der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau wiederholt vor dem 
Bundestag dargelegt (Protokoll der Verhand- 
lungen des Deutschen Bundestags, 79. Sitzung, 
S. 5046 C, 80. Sitzung, S. 5247 f., 107. Sitzung, 
S. 7289 C; zum Wettbewerb „Therma", der am 
1. August 1974 beginnt, vergleiche Bundes- 
baublatt 6/74, S. 279). 

2. Zahlreiche Geräte, Anlagen und Ausrüstun- 
gen haben in energetischer Sicht einen gerin- 
gen Wirkungsgrad. Es ist zu prüfen, ob und 
inwieweit eine Normung des spezifischen 
Energieverbrauchs von Geräten und Anlagen 


und eine entsprechende Kennzeichnungs- 
pflicht möglich ist. 

c) Die Einstellung der Bevölkerung zum Thema 
„Rationelle Energieverwendung" ist von wesent- 
licher Bedeutung, um eine wirkungsvolle Ener- 
gieeinsparung zu erreichen. Dringend erforderlich 
ist eine fachlich fundierte, allgemein-verständ- 
liche Aufklärung der Verbraucher über Notwen- 
digkeit und Möglichkeiten der Energieeinsparung. 


I. 5. Welche Maßnahmen sehen Sie im Bereich der 
Energieerzeugung und der Energieversorgung 
als vordringlich an, um einerseits die Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit kostengünstiger 
Energie zu sichern, andererseits eine Schädi- 
gung der Umwelt zu vermeiden? 

Die Frage geht davon aus, daß die Energieversor- 
gung der Bevölkerung sicher, kostengünstig und 
umweltfreundlich sein sollte. Sie stimmt insoweit mit 
der Zielsetzung des Energieprogramms der Bundes- 
regierung überein. Die Bundesregierung wird bei der 
Fortschreibung des Energieprogramms darlegen, 
welche Maßnahmen zur Realisierung dieses Ziels 
erforderlich sind. 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen hat 
in dem Kapitel „Energiewirtschaftliche Aspekte" des 
Umweltgutachtens 1974 erste Überlegungen zu einer 
umweltorientierten Energiepolitik niedergelegt. Der 
Rat hat ferner auf beträchtliche Belastungsunter- 
schiede verschiedener Energieträger hingewiesen. 
Für die Bundesregierung liegt die besondere Bedeu- 
tung des Gutachtens im Hinblick auf Energiefragen 
in der deutlichen Absage an alle Versuche, die Not- 
wendigkeit eines aktiven Umweltschutzes mit ener- 
giepolitischen Argumenten in Frage zu stellen. 

Für den Bereich der Kernenergienutzung hat die 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage zur Kernenergie und Kernkraftwerken der 
Abgeordnete Kern und Genossen vom 2. Mai 1974 
(Drucksache 7/2061) ergänzend zum Energiepro- 
gramm aufgezeigt, welche Maßnahmen vorgesehen 
sind, um die Versorgung der Bevölkerung mit 
kostengünstiger Energie zu sichern und andererseits 
eine menschenfreundliche Umwelt zu schaffen und 
zu erhalten. Hierbei wurde auf die Schwerpunkte der 
von der Bundesrepublik geförderten Sicherheitsfor- 
schung, auf Maßnahmen zur Verbesserung und Be- 
schleunigung der Genehmigungsverfahren, auf die 
angestrebte Standardisierung der Anlagen sowie auf 
eine Koordinierung der Standortvorsorge der Länder 
eingegangen. 

Die Verwendung fossiler Energieträger stellt keine 
unlösbaren technischen und wirtschaftlichen Anfor- 
derungen. Das am 1. April 1974 in Kraft getretene 
Bundes-Immissionsschutzgesetz bietet die Grundlage 
für ein modernes und umfassendes Regelwerk auf 
dem Gebiet des Immissionsschutzes. 

Die auf dieser Grundlage vom Kabinett verabschie- 
dete Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
und weitere in Vorbereitung befindliche Rechtsver- 
ordnungen werden trotz steigenden Energiever- 
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brauchs zu einer erheblichen Verminderung der 
atmosphärischen Schadstoffbelastung durch den 
Energieumsatz führen. 

Von besonderer Bedeutung ist auch in diesem Zu- 
sammenhang eine rationellere Verwendung der 
Energie: Verminderungen des Energieumsatzes tra- 
gen gleichermaßen dazu bei, die Probleme der Ener- 
gieversorgung und des Umweltschutzes zu lösen. 

Besonderes Gewicht ist dem bei der Energieerzeu- 
gung unvermeidbaren Problem der Abwärme zuzu- 
messen. Der Wasserhaushalt wird durch die von den 
Kühlwässern der konventionellen Wärmekraftwerke 
und Kernkraftwerke ausgehenden thermischen Be- 
lastung erheblich beeinträchtigt. 

Die Einleitung zu großer Wärmemengen in Gewässer 
hat zur Folge, daß 

— der Sauerstoffhaushalt nachteilig verändert wird, 

— der biologische Zustand sich verschlechtert, 

— andere Nutzungen unzulässig beeinträchtigt 
werden. 

Die Einleitung von Kühlwasser muß deshalb so be- 
grenzt werden, daß solche Schädigungen nicht ein- 
treten. Das kann erreicht werden, wenn Großkraft- 
werke künftig mit Kühltürmen ausgerüstet werden, 
in denen das erwärmte Wasser vor der Einleitung 
ins Gewässer oder der Wiederverwendung im Kreis- 
lauf zurückgekühlt wird. Die zur Zeit noch verbrei- 
tete Methode der Rückkühlung des erwärmten Kühl- 
wassers in Wasserkühltürmen wird in absehbarer 
Zeit zumindest teilweise durch Trockenkühlverfah- 
ren ersetzt werden müssen. 

Auf den Bericht der Bundesregierung vom 20. Januar 
1972 betreffend „Thermische Belastung von Gewäs- 
ser durch Kernkraftwerke (Drucksache VI/3052)" 
wird Bezug genommen. 

In der im Auftrag des Bundesministers für Forschung 
und Technologie erstellten Studie „Kernenergie und 
Umwelt", an der u. a. die Bundesanstalt für Gewäs- 
serkunde, der Deutsche Wetterdienst, die Kernfor- 
schungsanlage Jülich und das Kernforschungszen- 
trum Karlsruhe mitwirkten, werden die Kühlver- 
fahren von Kraftwerken und die Kühlkapazität der 
deutschen Gewässer eingehend untersucht. Die Stu- 
die kommt zu dem Ergebnis, daß Ende der 70er Jahre 
die Kühlkapazität der Gewässer erschöpft ist, sowohl 
für die Frischwasserkühlung als auch für die Naß- 
rückkühlung. 

Die Bundesregierung wird daher das Energiepro- 
gramm durch ein Abwärmekonzept ergänzen. Die 
Arbeiten hieran wurden im September 1973 beim 
Bundesminister des Innern begonnen. 


II. 1. Welche Energiequellen sollen in der Bundes- 
republik Deutschland vorrangig erschlossen 
werden, um den Primärenergiebedarf bis 
zum Jahre 2000 zu decken? 

Die zukünftige Energieversorgungsstruktur in der 
Bundesrepublik Deutschland wird von vielen Fak- 
toren bestimmt. Dazu zählen die wirtschaftlichen 
Randbedingungen der Energiedarbietung, die Sicher- 


heit der Versorgungsquellen, die Entwicklung des 
Weltenergiemarktes, die technologischen Entwick- 
lungsmöglichkeiten und die Umwelt-Situation. Eine 
langfristige Voraussage der möglichen Anteile ver- 
schiedener Primärenergieträger an der künftigen 
Energieversorgung ist daher außerordentlich schwie- 
rig. Heimischen Energiequellen, wie Stein- und 
Braunkohle sowie Erdgas, und neuen Energiequellen, 
wie der Kernenergie, kommt dabei hohe Bedeutung 
zu. Die Bundesregierung strebt für alle heimischen 
Energieträger eine optimale Nutzung an. 

Wegen der langen Zeiträume, die heute von der Er- 
forschung neuer Techniken bis zur Entwicklung zur 
wirtschaftlichen Reife verstreichen, können nur 
solche neuen Technologien wesentliche Beiträge zur 
Energieversorgung im Jahre 2000 leisten, deren Ent- 
wicklung heute bereits im Gange ist oder zumindest 
eingeleitet wird. 

Quantitative Angaben über die möglichen Beiträge 
der verschiedenen Primärenergieträger zur zukünf- 
tigen Energieversorgung werden - soweit möglich - 
in den Antworten auf die folgenden Fragen gegeben. 


II, 2. Welchen Beitrag können Braun- und Stein- 
kohle zur Deckung des Primärenergiebedarfs 
der Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Jahre 2000 leisten? 

Die Bundesregierung mißt der Steinkohle auch lang- 
fristig eine wichtige Rolle in der Energieversorgung 
der Bundesrepublik zu, insbesondere in den Haupt- 
absatzbereichen Kraftwirtschaft, in der der Stein- 
kohleeinsatz noch ansteigen wird, und der Eisen- 
und Stahlindustrie, bei der der künftige Einsatz vor 
allem von der Roheisen- und Rohstahlerzeugung und 
der technologischen Entwicklung (u. a. Verringerung 
des spezifischen Kokseinsatzes je Tonne Roheisen) 
abhängen wird. Uber den voraussichtlichen Einsatz 
deutscher wie auch importierter Steinkohle bis zum 
Ende dieses Jahrzehnts wird die Bundesregierung im 
Rahmen der Fortschreibung des Energieprogramms 
in Kürze eine Aussage machen. 

Nach Ansicht der Bundesregierung wird der Beitrag 
der Braunkohle zur Deckung des Primärenergiebe- 
darfs der Bundesrepublik durch den Aufschluß eines 
neuen Tagebaus (Hambach) langfristig in heutiger 
Größenordnung von 33 Mio t SKE/Jahr gehalten, 
möglicherweise sogar auf 35 bis 40 Mio t SKE 
gesteigert werden können. 

Die Entwicklung nach 1980 wird insbesondere maß- 
gebend davon bestimmt werden, inwieweit es ge- 
lingt, aufgrund neuer Technologien (z. B. auf dem 
Sektor der Kohlevergasung und Kohleverflüssigung) 
der Kohle zusätzliche Verwendungsmöglichkeiten zu 
erschließen. 

Die Bundesregierung fördert Arbeiten zur Verbesse- 
rung der Voraufklärung von Lagerstätten und zur 
Weiterentwicklung vollmechanischer Vortriebs- und 
Abbausysteme mit dem Ziel, Kohle zu wirtschaft- 
licheren Bedingungen bei gleichzeitiger Verbesse- 
rung der Arbeitsplatzbedingungen für die Beschäf- 
tigten abzubauen. 
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II. 3. Welchen Beitrag soll die Kernenergie, unter- 
sdiieden nach einzelnen Reaktortypen sowie 
der Spaltungs- und Fusionsprozesse, zur 
Endenergieversorgung der Bundesrepublik 
Deutschland leisten? 

Die Bundesregierung hat im 4. Atomprogramm die 
langfristigen Aussichten und die erforderlichen For- 
schungs- und Entwicklungsmaßnahmen für die Ent- 
wicklung der Kernenergie und der verschiedenen 
Reaktortypen ausführlich dargestellt. 

In dem genannten Zeitraum wird die Kernenergie 
zunächst vor allem im Bereich der Elektrizitätserzeu- 
gung einen wesentlichen Beitrag zur Energieversor- 
gung leisten können. 

Quantitative Angaben über den Einsatz der Kern- 
energie in anderen Bereichen (nukleare Prozeß- 
wärme, nukleare Fernwärme), der voraussichtlich ab 
1990 wachsende Bedeutung zukommen wird, können 
heute noch nicht gemacht werden, weil der Entwick- 
lungsstand dieser Technologien noch keine zuver- 
lässigen Abschätzungen ermöglicht. 

In der Elektrizitätserzeugung wird die Kernenergie 
bis zum Jahr 2000 voraussichtlich die Hauptlast 
übernehmen. Es ist damit zu rechnen, daß noch vor 
1990 50 ®/o des Elektrizitätsverbrauchs durch Kern- 
kraftwerke gedeckt werden kann. 

Unter der Voraussetzung, daß der Elektrizitätsver- 
brauch auch weiterhin mit gleichbleibenden Wachs- 
tumsraten zunimmt, wird voraussichtlich der Anteil 
der Kernenergie an der gesamten installierten elek- 
trischen Kraftwerksleistung im Jahre 1980 ca. 17®/o 
(von insgesamt 104 000 MWe) und im Jahre 1990 
mindestens 40 % (von ca. 200 000 MWe) betragen. In 
diesen Kraftwerken werden überwiegend Leichtwas- 
serreaktoren eingesetzt werden; der Anteil der 
Hochtempraturreaktoren und der schnellen Brutreak- 
toren wird insgesamt im Jahre 1980 rund 3 Vo und 
im Jahre 1990 ca. 10 Vo der installierten nuklearen 
Kraftwerksleistung betragen können. 

Für das Jahr 2000 sind weder zuverlässige Schätzun- 
gen für den Gesamtbedarf an elektrischer Energie 
und den nuklearen Anteil noch für die Beiträge der 
fortgeschrittenen Reaktorsysteme möglich. Dieser 
Beitrag wird in erster Linie vom Zeitpunkt der 
Markteinführung der neuen Reaktorlinien abhängen. 
Fusionskraftwerke werden in diesem Jahrtausend 
keinen nennenswerten Beirag zur Energieversorgung 
der Bundesrepublik Deutschland liefern können, da 
nach dem derzeitigen Wissensstand frühestens ge- 
gen Ende des Jahrtausends mit dem Bau der ersten 
Versuchskraftwerke (10-50 MWe) zu rechnen ist. 


11. 4. In welchem Umfange sollen Erdöl, Erdgas 
und sonstige fossilen Brennstoffe zur 
Primärenergiedeckung der Bundesrepublik 
Deutschland herangezogen werden? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß alle fos- 
silen Energieträger bis zum Jahr 2000 einen wesent- 
lichen Teil der Energieversorgung tragen müssen, 
weil den Entwicklungsmöglichkeiten der Kernener- 


gie Grenzen gesetzt sind und neue Technologien und 
Entwicklungen eine sehr lange Ausreifezeit benö- 
tigen. In welchem Umfang die einzelnen fossilen 
Energieträger zum Primärenergiebedarf nach 1985 
beitragen werden, kann heute nicht gesagt werden. 
Dies hängt auch davon ab, welchen Erfolg die welt- 
weit eingeleiteten Aktivitäten zur Vergrößerung des 
Energieangebots (Erschließung neuer Kohlevorkom- 
men, Erdgas- und Erdölexploration) haben, von den 
Kosten dieser Energien und vom Grad ihrer energie- 
politischen Sicherheit. 

Auf mittlere Sicht hat die Bundesregierung im Ener- 
gieprogramm Maßnahmen eingeleitet, um den Anteil 
des Mineralöls an der Energieversorgung einzudäm- 
men. Dazu hat sie insbesondere eine Forcierung des 
Einsatzes von Ersatzenergien, wie der Kernenergie, 
und die Sicherung bestimmter Anteile der heimischen 
Steinkohle an der Primärenergieversorgung vorge- 
sehen. Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, 
die Abhängigkeit von der Mineralölversorgung wei- 
ter zu vermindern. Die Bundesregierung strebt eine 
Verdoppelung des Erdgas- Anteils am Primärenergie- 
aufkommen (8,6 Vo im Jahre 1972) bis zum Jahre 
1980 an. Unter Berücksichtigung des steigenden 
Energiebedarfs bedeutet dies, daß der Erdgasver- 
brauch in diesem Zeitraum auf das Zweineinhalb- 
fache ansteigen wird. 


IL 5. Was muß unternommen werden, um die 
Versorgung der Bundesrepublik Deutschland 
mit Kernbrennstoffen bis zum Jahre 2000 
sicherzustellen? Was ist insbesondere not- 
wendig, um die Probleme des Brennstoff- 
zyklus bei der Kernenergie langfristig zu 
lösen? 

Die Bundesregierung hat in ihrem 4. Atomprogramm 
die entscheidende Bedeutung des Kernbrennstoff- 
zyklus (Versorgung und Entsorgung) betont. Sie hat 
entsprechende Fördermittel zur Durchführung not- 
wendiger Entwicklungsarbeiten vorgesehen mit dem 
Ziel, die Industrie in die Lage zu versetzen, eine ge- 
sicherte Versorgung und Entsorgung zu kostengün- 
stigen wirtschaftlichen Bedingungen zu gewähr- 
leisten. 

Zur langfristigen Sicherung der Versorgung mit 
Natururan müssen auch weiterhin deutsche Unter- 
nehmen durch Zuschüsse zur Uranprospektion im 
Ausland sowie durch Risikobeteiligungen beim Er- 
werb von Uranlagerstätten gefördert werden. 

Damit die Versorgung unter allen Umständen auf- 
rechterhalten werden kann, auch wenn z. B. durch 
Ausfuhrsperren oder Lieferkartelle Behinderungen 
eintreten, soll durch verstärkte Förderung der Diver- 
sifizierung der Versorgungsquellen zusätzliche 
Sicherheit geschaffen werden. 

Die Erschließung von Armerzvorkommen und auch 
die Gewinnung von Uran aus Meerwasser sind wei- 
tere Maßnahmen, die zu einer Verbesserung der 
Versorgungslage beitragen können. 

Die Versorgung der bis 1982 zu errichtenden Kern- 
kraftwerke mit Anreicherungsarbeit ist z. T. bis 1995 


5 



Drucksache 7/2366 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


durch Verträge mit der amerikanischen Atomener- 
giekommission, mit der trilateralen URENCO (bri- 
tisch-niederländisch-deutsches Unternehmen) sowie 
in geringerem Umfang mit der UdSSR und der fran- 
zösischen Eurodif gesichert. 

Die Entwicklung und der Bau von Urananreiche- 
rungsanlagen der URENCO nach dem Zentrifugen- 
prinzip erfolgt im Rahmen des Übereinkommens von 
Almelo und wird von den Regierungen Großbritan- 
niens, der Niederlande und der Bundesrepublik 
Deutschland gefördert. URENCO wird bis 1982 eine 
Kapazität von mindestens 2000 Jahrestonnen Uran- 
trennarbeit errichten, die schrittweise weiter aus- 
gebaut werden soll. 

Darüber hinaus soll die im Rahmen früherer Devi- 
senausgleichsabkommen mit den USA angelegte 
Bundesreserve an angereichertem Uran durch wei- 
tere devisenausgleichswirksame Käufe im Werte 
von 200 Mio DM verstärkt werden. 

Entsprechend dem geplanten Zubau von Leichtwas- 
serreaktor-Kernkraftwerken wird in gemeinsamer 
Anstrengung von Staat und Industrie in den näch- 
sten zehn Jahren ein integriertes Entsorgungssystem, 
bestehend aus einer Wiederaufarbeitungsanlage für 
abgebrannte Brennelemente, sowie Anlagen zur Be- 
handlung, Zwischenlagerung und Beseitigung der 
radioaktiven Abfälle, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land errichtet werden müssen. Das entsprechend den 
internationalen Diskussionen entwickelte Konzept 
sieht vor, die bei der Wiederaufarbeitung abgetrenn- 
ten radioaktiven Abfälle bis zur überzeugenden Er- 
probung eines Endlagerkonzeptes in einer dem heu- 
tigen Stand der Technik entsprechenden und den 
Sicherheitsanforderungen voll genügenden verfestig- 
ten Form zu lagern. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land wird dazu die Endlagerung der radioaktiven 
Abfälle in geologischen Salzformationen als Lösung 
angesehen. Hierzu wird ein umfangreiches Versuchs- 
programm durchgeführt. 

Die notwendigen Anlagen des Entsorgungssystems 
müssen entsprechend dem gemeinsam mit England 
und Frankreich entwickelten europäischen Konzept 
bis 1985 in der Bundesrepublik Deutschland zur Ver- 
fügung stehen. 

Die hierfür notwendigen Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten werden vor allem in den Kernfor- 
schungszentren, ebenfalls in enger Zusammenarbeit 
mit englischen und französischen Forschungseinrich- 
tungen, durchgeführt. Außerdem werden Erfahrun- 
gen aus Bau und Betrieb von Versuchsanlagen 
(WAK, EUROCHEMIC) einfließen. 

Daneben wird eine stetige Weiterentwicklung der 
jetzigen Technologien sowie die Verfolgung alter- 
nativer Teilschritte zum Entsorgungssystem in inter- 
nationaler Zusammenarbeit durchgeführt. 

Entsorgungssysteme für fortgeschrittene Reaktor- 
linien (Hochtemperaturreaktoren und Schnelle Brut- 
reaktoren) werden, aufbauend auf den Erkenntnis- 
sen bei Leichtwasserreaktoren, entsprechend dem 
Fortschritt der Reaktorprojekte entwickelt werden. 
Auch hierbei ist die Bundesregierung bestrebt, Lö- 
sungen gemeinsam mit den europäischen Nachbar- 
ländern zu finden. 


II. 6. In welchem Umfange können Abfallstoffe 
aus Industrie und Haushalten zur Energie- 
erzeugung herangezogen werden? 

Die Bedeutung der Energiegewinnung aus Abfall- 
stoffen läßt sich anhand folgender Zahlen abschät- 
zen; In der Bundesrepublik fallen pro Einwohner 
jährlich etwa 300 kg Abfallstoffe an, die für die Ener- 
giegewinnung herangezogen werden könnten. Diese 
Abfallstoffe haben einen durchschnittlichen Energie- 
gehalt von 2000 Kilo-Kalorien pro Kilogramm. 

Daraus erredinet sich ein mögliches Energieaufkom- 
men von 5,2 Mio t SKE. Bei einem heutigen Jahres- 
energieverbrauch entspricht dies jedoch nur 1,3% 
des gesamten Primärenergiebedarfs. Auch dann kann 
jedoch nur ein Teil für die Energieversorgung heran- 
gezogen werden, da der hohe Transportaufwand zu 
unzuträglich hohen Kosten sowohl der Müllbeseiti- 
gung wie auch der Energiegewinnung führen würde. 
In Gebieten mit hohem Müllaufkommen wird jedoch 
bereits heute die Müllverbrennung unter Gewinnung 
der dabei frei werdenden Energie zu volkswirtschaft- 
lich günstigen Gesamtkosten durchgeführt. Zur Wei- 
terentwicklung des Verfahrens ist im Rahmen des 
Energieforschungsprogramms bereits ein Vorschlag 
zur Vergasung von Haus- und Industriemüll aufge- 
griffen worden. 

Die Energiegewinnung aus Abfallstoffen muß auch 
im Zusammenhang mit der Rohstoff-Rückgewinnung 
gesehen werden, der zur Schonung der Rohstoffvor- 
räte und häufig auch zur Verminderung des Energie- 
verbrauchs bei der Rohstoffgewinnung und Rohstoff- 
verarbeitung große Bedeutung zukommen wird. 
Auch diese Frage ist Gegenstand eingehender Über- 
legungen, die in Zusammenhang mit dem bereits 
zitierten Abfallwirtschaftsprogramm der Bundesre- 
gierung angestellt werden. Dieses Programm soll 
Anfang 1975 vorliegen. 

In einem wichtigen Bereich wird bereits heute die 
Abfallverwertung zur Energieerzeugung praktiziert: 
bei der Altölverwertung. 

Bei einem jährlichen Schmi eröl verbrauch von rd. 
1 Mio t fallen rd. 600 000 t Altöl an. Davon werden 
nahezu 400 000 t mit Hilfe von Kostenzuschüssen 
nach dem Altölgesetz vom 21. Dezember 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I Seite 1419) überwiegend regeneriert, 
z. T. als Heizöl verfeuert oder auch als Stützfeuer in 
speziellen Abfallverbrennungsanlagen verwendet. 
Die restlichen 200 000 t werden innerhalb der Wirt- 
schaft verwertet. 


11. 7. Welche regenerativen Energiecpiellen kämen 
für die Energieversorgung der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Frage? Was sollte ins- 
besondere unternommen werden, um 

a) Sonnenenergie, 

b) Wasserkraft, 

c) Gezeiten, 

d) Wind, 

e) Geothermische Energie, 
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f) Erdrotation, 

g) sonstige regenerativen Energiequellen 

intensiver für die Primärenergieversorgung 

der Bundesrepublik Deutschland heranzu- 
ziehen? 

Die Bundesregierung hat der Beurteilung und Ent- 
wicklung des Potentials der regenerativen Energie- 
quellen sowohl im Rahmen der Förderungsmaßnah- 
men im Bereich „Neue Technologien" als auch im 
Rahmen des Energieforschungsprogramms besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. 

Seit Beginn dieses Jahres wurde in Zusammenarbeit 
mit der Arbeitsgemeinschaft der Großforschungsein- 
richtungen und insbesondere in Zusammenarbeit mit 
der Kernforschungsanlage Jülich die Konzeption für 
eine Studie erarbeitet, die auf der Basis des weltweit 
vorhandenen derzeitigen Standes das Potenial für 
die Nutzung der regenerativen Energiequellen in der 
Bundesrepublik Deutschland abschätzt und Vor- 
schläge für die Entwicklung dieses Potentials erar- 
beitet, Ohne das Ergebnis dieser Untersuchungen 
vorwegnehmen zu wollen, kann aus heutiger Sicht 
zu den einzelnen regenerativen Energiequellen fol- 
gendes gesagt werden: 

a) Sonnenenergie 

Der von der Sonne ausgehende und die Erde tref- 
fende Energiestrom ist so groß, daß die Strahlungs- 
energie, die innerhalb von 37 Minuten auf die Erde 
trifft, ausreicht, um den gesamten Weltbedarf an 
Primärenergie des Jahres 1970 zu decken. Obwohl 
rund die Hälfte dieser Energie durch Reflexion an 
und in der Atmosphäre sowie an der Erdoberfläche 
und durch Absorption in der Atmosphäre bereits ver- 
loren geht, übertrifft der auf die Oberfläche der Kon- 
tinente jährlich auffallende Energiestrom noch den 
gesamten Primärenergieverbrauch des Jahres 1970 
um den Faktor 1600. Vom Energieangebot her ge- 
sehen könnte die Sonnenenergie daher auf lange 
Sicht den Energiebedarf der Erdbevölkerung decken. 
Bisher trägt die Sonnenenergie jedoch kaum zur 
Deckung des Weltbedarfs an Sekundärenergie bei. 
Selbst in der Forschung sind bisher nur relativ be- 
scheidene Anstrengungen unternommen worden, um 
das Potential der Sonnenenergie verstärkt zu nutzen. 
Bisher wurde die Nutzung der Sonnenenergie vor 
allem immer wieder mit dem Hinweis auf die hohen 
Investitionskosten für die entsprechenden Anlagen 
abgelehnt. Außerdem wurde als Gegenargument 
häufig der große Flächenbedarf für Sonnenkraft- 
werke angeführt (etwa 40 qkm für 1000 MWe). Die 
Sonnenenergie fällt jedoch bereits in verteilter Form 
an. Sie an einer Stelle konzentriert einzufangen und 
wieder zu verteilen ist vermutlich der falsche An- 
satz. Deshalb müssen besondere Anstrengungen un- 
ternommen werden, um die Nutzung der Sonnen- 
energie in Kleinanlagen z. B, zur Gebäude-Klimati- 
sierung zu ermöglichen. Die bereits seit einigen Jah- 
ren in den USA latent vorhandenen Probleme bei 
der Energieversorgung sowie insbesondere die Öl- 
krise Ende 1973 haben jedoch in verschiedenen Län- 
dern zu der Konzeption von umfangreichen For- 
schungsprogrammen zur Nutzung der Sonnenenergie 


geführt. Mit Hilfe dieser Programme hoffen z. B. die 
Vereinigten Staaten im Jahre 2000 rund 20 Vo des 
Primärenergiebedarfs decken zu können. 

Bisher wurde angenommen, daß die Nutzung der 
Sonnenenergie nur bis zu Breiten von 35 Grad tech- 
nisch sinnvoll sein kann. Erste grobe Abschätzungen 
zeigen aber, daß selbst in den gemäßigten Breiten 
(z. B. der Bundesrepublik Deutschland) unter beson- 
ders günstigen Bedingungen bis zu 80 des Wärme- 
bedarfs eines Wohnhauses mit Hilfe heute verfüg- 
barer Technologien theoretisch durch Sonnenenergie 
gedeckt werden könnte. Auf Grund dieser Abschät- 
zung beabsichtigt die Bundesregierung, Entwick- 
lungsvorhaben zur Nutzung der Sonnenenergie zu 
unterstützen, um auch die wirtschaftlichen Möglich- 
keiten zur Nutzung der Sonnenenergie zu erkunden. 
Ferner unterstützt die Bundesregierung Forschungs- 
arbeiten einer Gruppe von Instituten an der Tech- 
nischen Hochschule Stuttgart sowie der Anstalt Ispra 
der Gemeinsamen Forschungsstelle der Europäischen 
Gemeinschaften zur Nutzung der Sonnenenergie und 
strebt eine Zusammenarbeit mit Frankreich auf 
diesem Gebiet an. 

b) Wasserkraft 

Das Potential zur Nutzung der Wasserkraft ist in der 
Bundesrepublik nahezu ausgeschöpft. Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zur verbesserten Nutzung 
dieser Energiequelle sind nicht notwendig. 

c) Gezeitenenergie 

Die Gezeitenenergie kann zu wirtschaftlichen Bedin- 
gungen nur dort genutzt werden, wo geeignete 
Küstenstrukturen und ein hoher Tidenhub Zusam- 
mentreffen. Für einige Länder stellt sie daher mög- 
licherweise eine sinnvolle Ergänzung der Energie- 
versorgung dar. An der französischen Atlantikküste 
liegen wohl weltweit die günstigsten Voraussetzun- 
gen zur Nutzung der Gezeitenenergie vor. Das dort 
technisch und bei steigenden Energiepreisen auch 
wirtschaftlich nutzbare Potential wird auf 30 000 bis 
50 000 MW geschätzt. Bisher ist in Frankreich jedoch 
nur eine Anlage mit einer Gesamtkapazität von 240 
MW gebaut und in Betrieb genommen worden. Wei- 
tere Anlagen sind zur Zeit selbst dort nicht geplant. 
An den deutschen Küsten sind die Verhältnisse für 
die Nutzung der Gezeitenenergie wesentlich ungün- 
stiger. Eine Nutzung zu wirtschaftlichen Bedingun- 
gen kommt daher für die nähere Zukunft kaum in 
Betracht. 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur Nutzung 
der Gezeitenenergie sind auch unter Zurückstellung 
der wirtschaftlichen Probleme nicht erforderlich. 

d) Windenergie 

Abschätzungen für die Vereinigten Staaten zeigen, 
daß das Potential der Windenergie ausreichen 
würde, um den gesamten Strombedarf der Vereinig- 
ten Staaten zu decken. Für dicht besiedelte Industrie- 
staaten wie die Bundesrepublik trifft diese Aussage 
nicht zu. Eine grobe Abschätzung zeigt zum Beispiel, 
daß in der Bundesrepublik höchstens die Hälfte des 
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derzeitigen Stromverbrauchs aus Windenergie ge- 
deckt werden könnte. Eine verfeinerte Betrachtung, 
wie sie im Rahmen der eingangs erwähnten Studie 
durchgeführt werden soll, wird diesen Versorgungs- 
anteil sicherlich noch wesentlich reduzieren, da 
Windenergieanlagen nur so aufgestellt werden 
könnten, daß sie sich gegenseitig möglichst wenig 
beeinflussen. 

Eine kürzlich für Großbritannien durchgeführte Ab- 
schätzung zeigt, daß dort unter Berücksichtigung der 
gegenseitigen Beeinflussung von Windenergiean- 
lagen nur ein Potential von 3000 bis 6000 MW nutz- 
bar erscheint. Selbst bei dieser relativ bescheidenen 
Nutzung werden bereits erhebliche Eingriffe in das 
Landschaftsbild erwartet. 

Die Windenergie wird daher vorbehaltlich genauerer 
Untersuchungen voraussichtlich nur begrenzte, 
lokale Bedeutung erlangen. Die Unterstützung von 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten, die zur Nut- 
zung der Windenergie sicherlich noch notwendig 
sind, wird sich an diesem begrenztem Potential der 
Windenergie orientieren müssen. Um die Meinungs- 
findung zur Beurteilung der Windenergie zu be- 
schleunigen, wird auf Anregung der Bundesregie- 
rung im September 1974 von der Kernforschungs- 
anlage Jülich ein Seminar zum Thema Windenergie 
durchgeführt, auf dem Experten des In- und Aus- 
landes ihren Standpunkt zu diesem Thema vor- 
tragen. 

e) Geothermische Energie 

Die im stationären Gleichgewicht von der Erde über 
die Kontinente abgegebene Energie entspricht etwa 
dem derzeitigen Weltenergieverbrauch. Im allgemei- 
nen wird diese Energie mit so schwacher Intensität 
an die Atmosphäre abgegeben, daß eine Nutzung 
nicht möglich ist. Lokal kann diese Energiequelle 
aber dennoch Bedeutung haben, wie das Auftreten 
von heißen Quellen und Vulkanen und vor allem die 
an w'enigen Plätzen bereits eingeführte technische 
Nutzung der Erdwärme in Wärmekraftwerken zeigt. 
Noch vor der Nutzung der Erdenergie ist jedoch zu 
klären, ob man der Erde an bestimmten Punkten 
Energie in recht konzentrierter Weise kontinuierlich 
entziehen kann, ohne langfristig unerwünschte oder 
vielleicht sogar katastrophale Effekte zu verur- 
sachen. 

Die Bundesregierung hat bereits vor einem Jahr die 
Bundesanstalt für Bodenforschung in Hannover be- 
auftragt, in einem Gebiet in der südlichen Pfalz, das 
auf Grund bisher vorliegender Erkenntnisse für die 
Nutzung der Erdwärme in der Bundesrepublik in Be- 
tracht kommt, die tatsächlich gegebenen Möglich- 
keiten zur Nutzung dieser Energiequelle zu er- 
forschen. 

f) Erdrotation 

Die Erdrotation beeinflußt insbesondere Gezeiten- 
energie und Windenergie, über diese Energiequellen 
wurde schon gesprochen. Eine darüber hinaus- 
gehende unmittelbare Nutzungsmöglichkeit der Erd- 
rotation ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


g) Sonstige regenerative Energiequellen 

Die Nutzung weiterer regenerativer Energiequellen 
wie Meeresströmungen, Gletscherschmelzwässer und 
Temperaturdifferenzen in Tropenmeeren, scheidet 
aufgrund der geographischen Lage der Bundesrepu- 
blik aus. Aber auch weltweit wird diesen Energie- 
quellen nur eine geringe Priorität eingeräumt. Eine 
Verbesserung der Weltversorgungslage durch Her- 
anziehung der genannten Energiequellen kann daher 
kaum erwartet werden. 


III. 1. Welche Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten sind im Bereich von Energietrans- 
port und Energiekonservierung notwendig? 

Bereits im Rahmenprogramm Energieforschung hat 
die Bundesregierung die allgemeinen Ziele für For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten im Bereich Ener- 
gietransport und Energiespeicherung genannt. For- 
schungsarbeiten in diesem Bereich werden seit meh- 
reren Jahren von der Bundesregierung unterstützt. 
Im einzelnen liegen den in diesen Bereichen geför- 
derten Forschungsarbeiten folgende Überlegungen 
zugrunde: 

Das rasche Anwachsen des Bedarfs an elektrischer 
Energie macht insbesondere in Verdichtungsräumen 
die Weiterentwicklung der Übertragungstechnik 
erforderlich. Zur Verminderung von Energiever- 
lusten und zur Beschränkung der Beeinträch- 
tigung des Landschaftsbildes müssen Hochleistungs- 
technik, Höchstspannungstechnik, Hochspannungs- 
Gleichstrom-Übertragungstechnik, Schwefelhexafluo- 
rid-isolierte Ubertragungssysteme, wassergekühlte 
Kabel, Kryo-Kabel und Supraleitungskabel weiter- 
entwickelt werden. 

Erhöhte Aufmerksamkeit schenkt die Bundesregie- 
rung dem Energietransport in anderer als elektri- 
scher Form. Bei großen Energiemengen und weiten 
Entfernungen ist der Transport von Gasen spezifisch 
billiger als der von elektrischer Energie. Außerdem 
hietet der Transport von Gasen die Möglichkeit, mit 
weitaus geringerem Aufwand und in wesentlich grö- 
ßerem Umfang Energie zu speichern. Die Entwick- 
lung sicherer und kostengünstigerer Transport- und 
Speichersysteme ist eine wesentliche Voraussetzung 
für den Einsatz von Wasserstoff als möglichem zu- 
künftigen Energieträger. 

Im Zusammenhang mit der wachsenden Nutzung von 
Erdgas wird auch den Technologien des Transports 
von verflüssigtem Erdgas durch Pipelines oder in 
Schiffen vermehrte Beachtung geschenkt. 

Wirtschaftliche und verlustarme Verfahren zur Spei- 
cherung elektrischer Energie sind bisher nicht in be- 
friedigendem Ausmaß bekannt. Die Entwicklung von 
großräumigen wie auch dezentralen Speichern für 
elektrische Energie ist jedoch erforderlich, um eine 
bessere Auslastung von Erzeugungs-, Transport- und 
Verteilungsanlagen und damit eine sichere Versor- 
gung zu ermöglichen. Speichersysteme hoher Ener- 
giedichte sind außerdem Voraussetzung für die Ein- 
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führung elektrischer Fahrzeugantriebe in größerem 
Ausmaß. 

Die Bundesregierung unternimmt daher bereits er- 
hebliche Anstrengungen zur Weiterentwicklung so- 
wie zur Erprobung und Optimierung bekannter und 
neuartiger Speicherverfahren. Insbesondere die Ent- 
wicklung elektro -chemischer Energiespeicher wird 
gefördert. Druckgas- und Schwungradspeicher, die 
als Kurzzeitspeicher von Interesse sind, werden 
ebenfalls in die Förderung einbezogen. 

Der verstärkte Einsatz der Wärme-Kraft-Kopplung 
erscheint vor allem unter dem Gesichtspunkt der 
Verminderung von Energie Verlusten möglich und 
notwendig. Dazu sind aber wirtschaftlichere Verfah- 
ren für den Transport großer Wärmemengen bei 
relativ niedrigen Temperaturen über mittlere und 
größere Entfernungen notwendig. Außerdem sind 
zur Erreichung einer gleichmäßigen Auslastung der 
Umwandlungsanlagen Langzeitspeicher für große 
Wärmemengen wünschenswert. Damit können ins- 
besondere die jahreszeitlichen Schwankungen des 
Wärmebedarfs ausgeglichen werden. Die Entwick- 
lung geeigneter Verfahren und die Verbesserung 
der Isolationstechniken ist daher notwendig. 

Die Bundesregierung hat frühzeitig erkannt, daß 
dem Verfahren des Energietransports und der Ener- 
giespeicherung eine Schlüsselrolle bei der Konzep- 
tion neuer Energieversorgungssysteme zufällt. Sie 
hat deshalb bereits umfangreiche Studien in Auftrag 
gegeben, um die technischen und wirtschaftlichen 
Probleme beim Einsatz der Sekundärenergieträger 
Strom, synthetisches Erdgas, Synthesegas, Wasser- 
stoff und Fernwärme zu untersuchen. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchungen, die teilweise bereits Ende 
des Jahres 1974 vorliegen werden, bilden die Grund- 
lage für weitere Entscheidungen für Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten in diesem Bereich. 


III. 2. Wie beurteilen Sie insbesondere den Ein- 
satz von 

a) Kohle als Energieträger und Rohstoff- 
lieferant, 

b) Wasserstoff als Energieträger und Roh- 
stofflieferant, 

c) sonstigen Energieträgern und Rohstoff- 
quellen? 

Von allen Primärenergieträgern verfügt die Bundes- 
republik lediglich bei Stein- und Braunkohle über 
reichliche Vorräte. Diese Energieträger werden heute 
überwiegend in der veredelten Form von Strom und 
Koks an den Endverbraucher herangeführt. Der Ein- 
satz von Kohle zur Stromerzeugung wird voraus- 
sichtlich noch eine Steigerung erfahren. 

Neue Einsatzbereiche erschließen sich für die Kohle 
als Primärenergieträger durch die Vergasung zu 
Methan sowie zu Synthesegas, das u. a. mit Hilfe 
einer abgewandelten Fischer-Tropsch-Synthese zur 
Herstellung von Grundstoffen für die chemische 
Industrie verwendet werden kann. Auch modifizierte 
Verfahren zur Kohlehydrierung werden in die For- 


schungsförderung einbezogen. Da die Gewinnungs- 
kosten der besonders reichlich vorhandenen Stein- 
kohle in der Bundesrepublik relativ hoch liegen, hat 
vor allem die Vergasung der Kohle mit Hilfe von 
nuklearer Prozeßwärme Aussicht, im Laufe der 80er 
Jahre die Schwelle der Wirtschaftlichkeit zu errei- 
chen. Die Bundesregierung fördert daher seit meh- 
reren Jahren in einem koordinierten Programm der 
Kernforschungsanlage Jülich, der Bergbauforschung 
und der Rheinischen Braunkohlenwerke die Entwick- 
lung von Verfahren zur Vergasung von Stein- und 
Braunkohle mit Hilfe nuklearer Prozeßwärme. 

Dieses Verfahren hat den Vorteil, feste Brennstoffe 
einzusparen, da die notwendige Vergasungswärme 
durch die nukleare Wärme aufgebracht wird. 

Auf lange Sicht gesehen wird der Rohstoffcharakter 
der Kohle immer stärker an Gewicht gewinnen. 
Angesichts des Verhältnisses der Kohle- und Erdöl- 
Vorräte der Welt dürfte die Kohle in Zukunft mehr 
die Grundstoffe für die chemische Industrie bereit- 
steilen, die heute vorwiegend auf Erdölprodukten 
auf baut. 

Wasserstoff kann in Zukunft vor allem als neuer 
Sekundärenergieträger Bedeutung erlangen. Zuvor 
müssen jedoch die technischen Probleme der Erzeu- 
gung durch thermische Spaltung des Wassers (evtl, 
mit Hilfe nuklearer Prozeßwärme) sowie die Werk- 
stoff- und Handhabungsprobleme gelöst werden. 
Wegen des hohen spezifischen Energieinhaltes und 
des denkbar umweltfreundlichen Verbrennungspro- 
zesses (zu Wasser) bei der Gewinnung von Wärme 
oder Elektrizität (dezentral evtl, mit Hilfe von 
Brennstoffzellen) hätte Wasserstoff - abgesehen von 
den Sicherheitsproblemen - als Energieträger her- 
vorragende Eigenschaften. Als Rohstoff kann Was- 
serstoff in zahlreichen Prozessen, z. B. bei der Kohle- 
hydrierung, Bedeutung erlangen. 

Forschungsmaßnahmen zur Nutzung von Wasser- 
stoff als Energieträger werden ebenfalls nach dem 
Rahmenprogramm Energieforschung gefördert. 

Auch andere Energieträger werden heute diskutiert. 
Dazu zählt der als „Adam-und-Eva" bekannt gewor- 
dene Synthesegas-Methan-Kreislauf, der in Verbin- 
dung mit Hochtemperaturreaktoren eingesetzt wer- 
den könnte. An seiner Entwicklung wird in der Kern- 
forschungsanlage Jülich gearbeitet. 

Wichtige Bedingungen für alle künftigen Sekundär- 
Energieträger sind, daß sie mit möglichst hohem 
V/irkungsgrad gewonnen werden können und zur 
größtmöglichen Schonung der Rohstoffreserven und 
der Umwelt in möglichst vollständig von der Öko- 
sphäre abgeschlossenen Kreisläufen eingesetzt wer- 
den können. 


IV. 1. Was soll unternommen werden, um die 
Ergebnisse aus dem Bereich der Energie- 
forschung möglichst schnell in die Praxis 
umzusetzen? 

Um die Ergebnisse der Energieforschung möglichst 
schnell in die Praxis umzusetzen, führt die Bundes- 
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regierung die von ihr geförderten Forschungsmaß- 
nahmen mit wachsender Annäherung an die Anwen- 
dungsreife in immer enger werdender Kooperation 
mit der Industrie durch. Sie ist der Ansicht, daß diese 
Art der Zusammenarbeit und der Förderung der 
industriellen Entwicklung die Gewähr dafür bietet, 
daß die erzielten Ergebnisse möglichst effektiv und 
bedarfsgerecht eingesetzt werden. Die Durchführung 
risikoreicher großer Forschung- und Entwicklungs- 
vorhaben liegt in der Phase der technischen Grund- 
lagenuntersuchung und der Konzeptentwicklung in 
erster Linie bei den Forschungszentren und anderen 
wissenschaftlichen Institutionen. 


IV. 2. In welchem Umfange sollte der Staat zu- 
sätzlich zu den bisherigen Maßnahmen 
(Energieprogramm, 4. Atomprogramm, Rah- 
menprogramm, Energieforschung) oder 
durch Verlagerhng der Schwerpunkte die 
Forschung und Technologie im Bereich der 
Energie stimulieren? 

Die Bundesregierung hat mit dem 4. Atomprogramm 
und dem Rahmenprogramm Energieforschung ein 
umfassendes Konzept für den Bereich der Energie- 
forschung vorgelegt, das die wichtigsten Fördermaß- 
nahmen umfaßt, die zur Verwirklichung der Ziele 
des Energieprogramms erforderlich sind. Sie ist der 
Ansicht, daß die Schwerpunkte dieses Programms 
richtig gesetzt und dem technologischen Potential der 
Bundesrepublik Deutschland angepaßt sind. 

Neben den direkten Förderungsmaßnahmen gibt es 
zur Stimulierung der Forschung und Technologie im 
Bereich der Energie noch eine Reihe indirekter 
Förderungsmaßnahmen, z. B. 


— Investitionszulagen für Forschungs- und Entwick- 
lungsinvestitionen, 

— steuerliche Erleichterungen u. a. bei bergbau- 
lichen Investitionen. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig auch im 
Rahmen der Fortschreibung des Energieprogramms, 
ob und wie das Instrument der indirekten Förderung 
weiterentwickelt werden kann. 


IV. 3. Welche Organisationsformen im Bereich 
des Energiesektors sind erforderlich, um die 
anstehenden Probleme der Energieversor- 
gung in der Bundesrepublik Deutschland zu 
meistern? 

Wichtigstes Element im Bereich der Energieversor- 
gung ist die Vielfalt leistungsfähiger Energieunter- 
nehmen verschiedener Struktur. Die Ereignisse auf 
dem Mineralölmarkt haben gezeigt, daß Organi- 
sationsformen erforderlich sind, um Störungen von 
außen in großem Umfang abfangen und zugleich 
neue Entwicklungen voranbringen zu können. 

Zur Verbesserung der Kooperationsmöglichkeiten 
mit Mineralölförderländern hat die Bundesregierung 
eine Neugruppierung der deutschen Mineralölinter- 
essen in die Wege geleitet, da es bisher an einer 
leistungsfähigen deutschen Mineralölgruppierung 
fehlt, die sowohl von ihren finanziellen Möglich- 
keiten als auch von der Kapazität her in der Lage ist, 
die deutschen Interessen auf dem internationalen 
Mineralölmarkt wirksam zur Geltung zu bringen. 
Der Bund hat Ende 1973 die Mehrheit an der Gelsen- 
berg AG erworben und damit die Grundlage für eine 
Zusammenfassung von Veba und Gelsenberg 
geschaffen. 
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